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V. Rechtspflege

V. Rechtspflege

1. Anwaltsrecht

1.1 § 8 Abs. 3 EG BGFA

Regeste:
§ 9 Abs. 3 EG BGFA - Voraussetzungen, unter denen die Berechtigung zur Führung des
Titels «Rechtsanwältin» bzw. «Rechtsanwalt» entzogen werden kann.

1.1.1 Aus den Erwägungen:

Aus den Erwägungen:

1. Gemäss § 9 Abs. 1 EG BGFA berechtigt das von der Anwaltsprüfungskommission auf-
grund der bestandenen Prüfung erteilte Anwaltspatent die Inhaberin bzw. den Inhaber, unter
der Berufsbezeichnung «Rechtsanwältin» bzw. «Rechtsanwalt» aufzutreten und erbringt den
Nachweis der fachlichen Voraussetzungen im Sinne von Art. 7 BGFA für die Eintragung im
kantonalen Anwaltsregister. Nach § 9 Abs. 3 EG BGFA kann die Berechtigung zur Führung
des Titels gemäss Abs. 1 befristet oder unbefristet entzogen werden, wenn strafrechtliche
Verurteilungen vorliegen, welche die Vertrauenswürdigkeit als Rechtsanwältin bzw. Rechtsan-
walt beeinträchtigen. Zuständig für den Entzug ist die Aufsichtskommission über die Recht-
sanwälte des Kantons Zug (§ 14 Abs. 1 Bst. d1 EG BGFA).

2. Für die Beurteilung der Frage, ob eine strafrechtliche Verurteilung vorliegt, welche die
Vertrauenswürdigkeit als Rechtsanwältin bzw. Rechtsanwalt beeinträchtigt, lassen sich dem
EG BGFA weder eine Definition noch einzelne Kriterien entnehmen. Die Bestimmung von § 9
Abs. 3 EG BGFA ist folglich auszulegen.

2.1 Eines der Ziele der Teilrevision des EG BGFA von 2016 war es, dieses Gesetz mit einer
Regelung zu ergänzen, welche es der Aufsichtsbehörde über die Rechtsanwälte ermöglichen
soll, in speziellen Fällen die Berechtigung zur Führung des Titels «Rechtsanwältin» bzw. «Recht-
sanwalt» zu entziehen. Im Bericht und Antrag des Obergerichts vom 19. August 2015 (Seite 7)
wird ausgeführt, dass es beim Entzug der Berechtigung zur Führung des Titels nicht um eine
zusätzliche Bestrafung der betroffenen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, sondern um
den Schutz des Publikums gehe. Dieses kenne in der Regel den Unterschied zwischen einge-
tragenen und nicht eingetragenen, also ausschliesslich beratend tätigen Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten nicht und sei insbesondere nicht mit der Tatsache vertraut, dass lediglich
im Anwaltsregister eingetragene Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen der (Disziplinar-)Auf-
sicht unterstünden. Das rechtsuchende Publikum sei aber vor beiden Kategorien zu schützen,
wenn jemand aufgrund eines strafbaren Verhaltens nicht mehr vertrauenswürdig sei. Daher
solle solchen Personen die Berechtigung zur Führung des Titels entzogen werden können.
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Damit werde in diesem einen Punkt eine Gleichbehandlung von eingetragenen und nicht
eingetragenen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten erreicht.

2.2 Das Bundesgericht befasste sich im Entscheid BGE 104 Ia 189 mit der Frage, wann ein
Anwärter mit Rücksicht auf seinen Leumund zu einem der Bewilligungspflicht unterstehen-
den Beruf zuzulassen ist. Dabei hielt es fest, die beurteilende Behörde dürfe sich nicht mit
einer rein formellen Betrachtungsweise begnügen. Vielmehr sei aufgrund des aus Art. 4 BV
abgeleiteten Grundsatzes der Verhältnismässigkeit konkret zu prüfen, ob die Lebensführung
des Anwärters mit einem Makel behaftet sei, der ihn als zur Ausübung des betreffenden
Berufes ungeeignet erscheinen lasse. Das Erfordernis des guten Leumundes sei somit ver-
fassungsgemäss, d.h. unter dem Gesichtswinkel der Zweckangemessenheit auszulegen. Für
den Beruf eines Grundbuchverwalters dürfe zweifellos gefordert werden, dass der Anwärter
nicht wegen eines Tatbestandes vorbestraft sei, der seinen Charakter und namentlich seine
Vertrauenswürdigkeit in Frage stellen würde.

2.3 Nach dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit sind demnach die konkreten Umstände auf
die Zweckangemessenheit hin zu prüfen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit gilt auch bei
der Beantwortung der Frage, ob Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte die persönlichen Vo-
raussetzungen für den Registereintrag erfüllen. Gemäss Art. 8 Abs. 1 lit. b BGFA darf für
einen Ein-trag im Register keine strafrechtliche Verurteilung vorliegen wegen Handlungen,
die mit dem Anwaltsberuf nicht zu vereinbaren sind. Ob eine bestimmte Handlung mit dem
Anwaltsberuf zu vereinbaren ist oder nicht, entscheidet sich aufgrund der konkreten Tatum-
stände. In Betracht fallen vor allem Handlungen, die vorsätzlich (direkter Vorsatz und Eventu-
alvorsatz) begangen wurden. Liegt demgegenüber blosse Fahrlässigkeit vor, lässt sich die Tat
allenfalls noch mit dem Anwaltsberuf vereinbaren. Hier darf kein allzu strenger Massstab an-
gelegt werden. Dies gilt vor allem für leichtere Verfehlungen, selbst wenn sie im Privatauszug
erscheinen. Für die Verweigerung des Eintrags im Anwaltsregister bzw. für die Löschung
dieses Eintrags muss also stets eine gewisse Tatschwere vorliegen. Tatschwere und Sank-
tion müssen in einem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen, also verhältnismässig sein
(Staehelin/Oetiker, in: Fellmann/Zindel [Hrsg.], Kommentar zum Anwaltsgesetz, 2. A. 2011,
Art. 8 BGFA N 18).

2.4 Die Bestimmung von Art. 8 Abs. 1 lit. b BGFA beruht auf der Überlegung, dass das Ver-
trauensverhältnis, das zwischen Anwalt und Klient bestehen muss, gestört sein kann, wenn
der Anwalt nicht vollumfänglich für Seriosität und Ehrenhaftigkeit bürgt. Es können nur solche
Verurteilungen Auswirkungen auf die Ausübung des Anwaltsberufes haben, die mit dem An-
walts-beruf nicht vereinbar sind. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Täter im Rahmen
seiner beruflichen Tätigkeit als Anwalt oder in einem privaten Umfeld gehandelt hat. Bei der
Prüfung der Frage der Vereinbarkeit der strafrechtlichen Verurteilung mit dem Anwaltsberuf
verfügt die Aufsichtsbehörde über einen grossen Beurteilungsspielraum; sie hat indessen
stets den Grundsatz der Verhältnismässigkeit zu beachten (Beschluss der Aufsichtskommis-
sion über die Rechtsanwälte des Kantons Zug AK 2018 1 vom 5. Juni 2018, E. 2 m.w.H.).
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2.5 Zu den Handlungen, die nicht mit dem Anwaltsberuf zu vereinbaren sind, zählen na-
mentlich strafbare Handlungen gegen Leib und Leben (Mord, vorsätzliche Tötung, schwere
Körperverletzung sowie gewisse Handlungen gegen die sexuelle Integrität), Delikte gegen
das Vermögen (Betrug, Veruntreuung, Diebstahl, Raub, Erpressung, ungetreue Geschäfts-
besorgung, Steuerdelikte), Delikte gegen die Willensfreiheit (Drohung, Nötigung), Urkunden-
fälschung und Geldwäscherei (insbesondere Art. 305bis StGB); solche sind grundsätzlich
geeignet, die berufliche Zutrauenswürdigkeit des Anwalts in Frage zu stellen (Staehelin/Oetiker,
a.a.O., Art. 8 BGFA N 20; Urteil des Bundesgerichts 2C_183/2010 vom 21. Juli 2010 E. 2.4,
je mit weiteren Hinweisen). Mit dem Anwaltsberuf oft noch zu vereinbaren sind Delikte, bei
denen ganz allgemein die kriminelle Energie gering ist (z. B. eine mässige Geschwindigkeit-
sübertretung nach SVG; BGE 137 II 425, E. 6.1).

3. RA A. hat, wie bereits erwähnt, im Zeitraum von 2008 bis 2015 verschiedene Vermögens-
delikte begangen. Namentlich hat er mit Vorsatz und Bereicherungsabsicht Gelder in Höhe
von EUR 503’000.–, welche ihm im Zeitraum von 2008 bis 2015 auf geschäftlicher Basis
anvertraut wurden, verabredungswidrig verwendet. Zudem hat er, wiederum mit Vorsatz und
Bereicherungsabsicht, im Zeitraum von 2013 bis 2015 als treuhänderischer Verwaltungsrat
zweier schweizerischer Aktiengesellschaften zu Lasten von deren Konti nicht geschäftsmäs-
sig begründete und damit unrechtmässige Überweisungen in Höhe von CHF 257’560.– und
CHF 84’000.– getätigt. RA A. ist deswegen mit Strafbefehl vom 11. Mai 2020 rechtskräftig
schuldig gesprochen worden der mehrfachen Veruntreuung von Vermögenswerten gemäss
Art. 138 Ziff. 1 Abs. 2 StGB sowie der mehrfachen qualifizierten ungetreuen Geschäftsbe-
sorgung gemäss Art. 158 Ziff. 1 i.V.m. Abs. 3 StGB. Sowohl die Veruntreuung nach Art. 138
Ziff. 1 Abs. 2 StGB als auch die qualifizierte ungetreue Geschäftsbesorgung nach Art. 158 Ziff.
1 i.V.m. Abs. 3 StGB stellen Verbrechen dar. Zwar enthält der Strafbefehl vom 11. Mai 2020
keine Ausführungen zum Verschulden von RA A.. Aufgrund der Strafhöhe (Freiheitsstrafe von
180 Tagen) muss indes angenommen werden, dass die Staatsanwaltschaft das Verschulden
RA A. als schwer wertete. Sein Verhalten weist denn auch eine erhebliche Tatschwere in
Sinne von Art. 8 BGFA und von § 9 Abs. 3 EG BGFA auf. RA A. hat über einen Zeitraum von
gut sieben Jahren hinweg ihm auf geschäftlicher Basis, anfänglich wohl in seiner Eigenschaft
als Anwalt, anvertraute Gelder in massiver Höhe vorsätzlich und mit Bereicherungsabsicht
veruntreut. Zudem hat er im Zeitraum von 2013 bis 2015 in seiner geschäftlichen Tätigkeit als
treuhänderischer Verwaltungsrat zweier Aktiengesellschaften über deren Konti unrechtmäs-
sig verfügt, indem er mit Vorsatz und Bereicherungsabsicht nicht geschäftsmässig begrün-
dete Überweisungen in grosser Höhe tätigte. Zusätzliches Gewicht erhalten die Verfehlungen
von RA A. insofern, als die Staatsanwaltschaft anstelle einer Geldstrafe eine Freiheitsstrafe
ausgesprochen hat. Als Begründung für die Anordnung einer Freiheitsstrafe führte die Staat-
sanwaltschaft aus, vorliegend werde eine (bedingte) Freiheitsstrafe ausgefällt, da (bedingte)
Geldstrafen RA A. bisher nicht von erneuter Delinquenz abgehalten hätten und da die Delik-
tsstruktur zeige, dass der sich ständig in Geldnot befindende Beschuldigte kaum imstande
wäre, eine Geldstrafe zu bezahlen.
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4. Der Rechtsanwalt wird von seinen Klienten mandatiert, um ihre Interessen auf gesetzeskon-
formem Weg durchzusetzen. Mit seinem juristischen Wissen und der Erfahrung soll er den
Rechtsuchenden helfen. Diese Tätigkeit erfordert ein hohes Mass an Vertrauenswürdigkeit.
Diese Vertrauenswürdigkeit ist bei RA A. nicht mehr gegeben. Er hat über Jahre hinweg
in seiner geschäftlichen Tätigkeit Gelder in erheblicher Höhe veruntreut und zudem über
Konti zweier Aktiengesellschaften unrechtmässig verfügt. Mit diesem Verhalten hat er zum
Ausdruck gebracht, dass die erforderliche Seriosität und Ehrenhaftigkeit nicht vorhanden
ist. RA A. hat eine hohe kriminelle Energie an den Tag gelegt und sich dadurch erhebliche
wirtschaftliche Vorteile verschafft. Die der strafrechtlichen Verurteilung zugrunde liegenden
Handlungen RA A. und die darin zum Ausdruck kommende Geringschätzung gesetzeskonfor-
men Verhaltens beeinträchtigen dessen Vertrauenswürdigkeit als Rechtsanwalt massiv.

5. Nach § 9 Abs. 3 EG BGFA kann die Berechtigung zur Führung des Titels befristet oder
unbefristet entzogen werden. Vorliegend ist ein unbefristeter Entzug angezeigt. Mit Blick auf
den Schutz des rechtsuchenden Publikums schliessen die massiven und über einen langen
Zeitraum verübten Delikte einen befristeten Entzug der Berechtigung zur Führung des Ti-
tels aus. Ein unbefristeter Entzug ist auch nicht unverhältnismässig. Einerseits sind die von
RA A. verübten Straftaten als Verbrechen und demnach als schwere Taten zu qualifizieren.
Erschwerend kommt hinzu, dass RA A. diese Taten in Ausübung seiner beruflichen respek-
tive geschäftlichen Tätigkeit vorgenommen hat. Andererseits führte RA A. in seiner Stellung-
nahme vom 10. Juli 2020 aus, dass er seit der Löschung seines Eintrags im Anwaltsregister
und dem Entzug seiner Notarbefugnis im Jahre 2009 nicht mehr als Rechtsanwalt tätig sei und
auch eine allfällige Berufsbezeichnung «Rechtsanwalt» nicht mehr verwende und freiwillig auf
eine Verwendung dieser Bezeichnung verzichtet habe. Insofern stellt der unbefristete Entzug
keine unverhältnismässige Sanktion dar.

6. Zusammenfassend ergibt sich, dass bei RA A. strafrechtliche Verurteilungen vorliegen,
welche die Vertrauenswürdigkeit als Rechtsanwalt beeinträchtigen. Die Berechtigung zur Führung
des Titels Rechtsanwalt ist ihm gestützt auf § 9 Abs. 3 EG BGFA unbefristet zu entziehen.

Aufsichtskommission über die Rechtsanwälte, 5. November 2020 (AK 2020 8)

1.2 Art. 12 lit. a BGFA

Regeste:
Art. 12 lit. a BGFA – Rechtsanwälte sind in erster Linie verpflichtet, die Interessen ihrer
Klienten bestmöglich zu vertreten. Die Parteilichkeit rechtfertigt allerdings nicht die An-
wendung sämtlicher Mittel. Insbesondere hat der Rechtsanwalt alles zu unterlassen, was
die Vertrauenswürdigkeit der Anwaltschaft in Frage stellt. Er hat daher exzessive An-
griffe auf die Gegenpartei zu unterlassen. Ein unnötig forsches und unangebracht hartes
Vorgehen entspricht in der Regel nicht dem Gebot der sorgfältigen und gewissenhaften
Berufsausübung.
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Aus den Erwägungen:

1.1. Gemäss Art. 12 lit. a BGFA haben die Rechtsanwälte ihren Beruf sorgfältig und gewis-
senhaft auszuüben. Diese Verpflichtung bezieht sich auf sämtliche Handlungen des Recht-
sanwalts und erfasst sowohl die Beziehung zum eigenen Klienten wie auch Kontakte mit der
Gegenpartei oder Behörden (BGE 130 II 270 E. 3.2; Urteil des Bundesgerichts 2C_620/216
vom 30. November 2016 E. 2.1). Ob ein Verhalten nicht mehr als sorgfältige und gewis-
senhafte Berufsausübung gewertet werden kann richtet sich danach, ob die zur Diskussion
stehende Verfehlung über ihre Auswirkung im Einzelfall hinaus geeignet ist, das Vertrauen in
die Kompetenz und Integrität der Anwaltschaft zu beeinträchtigen und damit die Funktion der
Anwaltschaft im System der Rechtspflege zu stören (Fellmann, in: Fellmann/Zindel [Hrsg.],
Kommentar zum Anwaltsgesetz, 2. A. 2011, Art. 12 BGFA N 12).

1.2. Zwar sind Rechtsanwälte in erster Linie verpflichtet, die Interessen ihrer Klienten best-
möglich zu vertreten. Sie vertreten Parteiinteressen und sind daher notwendigerweise ein-
seitig tätig. Sie sind daher auch nicht verpflichtet, stets das für die Gegenpartei mildeste
Vorgehen zu wählen (BGE 130 II 270 E. 3.2.2). Rechtsanwälte dürfen im Interesse ihres Klien-
ten daher durchaus energisch auftreten und sich je nach den Umständen auch pointiert
ausdrücken. Rechtsanwälte sind zur Parteilichkeit, nicht zur Objektivität berufen (Urteil des
Bundesgerichts 2C_103/2016 vom 30. August 2016 E. 3.2.1).

1.3. Die Parteilichkeit rechtfertigt allerdings nicht die Anwendung sämtlicher Mittel. Insbeson-
dere hat der Rechtsanwalt alles zu unterlassen, was die Vertrauenswürdigkeit der Anwaltschaft
in Frage stellt. Aufgrund seiner besonderen Stellung ist er zu einer gewissen Zurückhaltung
verpflichtet und gehalten, einer Eskalation von Streitigkeiten entgegenzuwirken. Er hat daher
exzessive Angriffe auf die Gegenpartei zu unterlassen. Ein unnötig forsches und unangebracht
hartes Vorgehen des Rechtsanwalts entspricht in der Regel nicht dem Gebot der sorgfältigen
und gewissenhaften Berufsausübung und liegt auch nicht im Interesse des Klienten (Urteil des
Bundesgerichts 2C_103/216 vom 30. August 2016 E. 3.2.2.; Fellmann, a.a.O., Art. 12 BGFA
N 50). Für die Beurteilung, ob eine Verletzung von Berufspflichten vorliegt, ist eine Würdi-
gung der Gesamtumstände ausschlaggebend (Entscheid der Aufsichtsbehörde über die An-
wältinnen und Anwälte des Kantons Basel-Stadt AK.2018.1 vom 18. März 2019, in: ius.focus
10/2019 S. 31).

1.4. Widerrechtliche Drohungen, Nötigungen oder Erpressungen bleiben in jedem Fall un-
tersagt. Drohungen sind nur zulässig, wenn das angedrohte Mittel und das verfolgte Ziel je
für sich erlaubt sind und zudem zwischen Mittel und Zweck ein sachlicher Zusammenhang
besteht. Zwar ist es grundsätzlich erlaubt, jemandem eine Strafanzeige anzudrohen, wenn
diese nicht völlig unbegründet erscheint; unzulässig ist die Drohung mit einer Strafanzeige
indessen, wenn zwischen dem Straftatbestand, der angezeigt werden soll, und der gestellten
Forderung jeder sachliche Zusammenhang fehlt oder wenn mit der Drohung eine ungerecht-
fertigte Zuwendung bezweckt wird (Fellmann, Anwaltsrecht, 2. A. 2017, Rz 290).

9



Inhaltsverzeichnis

2.1. Im Lichte dieser Ausführungen ist der E-Mail-Verkehr des Verzeigten vom 17. Septem-
ber 2019 zu werten. Dass der Verzeigte per E-Mail die Forderung einer Mandantin geltend
machte, ist per se nicht zu beanstanden. Zu beanstanden ist indessen, dass der Verzeigte
mit seinem Anschreiben an A. X. und B. X. nicht nur das Ehepaar X., sondern auch deren
Tochter A. in Anspruch nahm. So behauptet nicht einmal der Verzeigte, dass die Forderung
auch ihr gegenüber bestanden hätte. Der Verzeigte setzte B. und A. X. sodann eine Frist von 5
Werktagen zur Zahlung an und drohte mit einer Zivilklage, aber auch mit einer «Strafanzeige
wegen Betrugs u.a.», sollten sie sich nicht kooperativ zeigen. Schon dieses Vorgehen geht
eindeutig zu weit. Unzulässig ist die Drohung mit einer Strafanzeige nämlich, wenn zwischen
dem Straftatbestand, der angezeigt werden soll, und der gestellten Forderung jeder sach-
liche Zusammenhang fehlt (Fellmann, a.a.O., N 290). Der Verzeigte machte in seiner E-Mail
geltend, es sei ein Teil einer Forderung noch nicht bezahlt worden, erwähnte jedoch keinerlei
Umstände, welche auf einen Betrug gegenüber seiner Mandantin schliessen liessen. Hinzu
kommt, dass der Verzeigte die Forderung noch um mehr als einen Drittel zufolge ebenfalls
nicht begründeter, geschweige denn belegter Kosten und Gebühren erhöhte.

2.2. Völlig überzogen ist dann die nur wenige Stunden später nachgesetzte Drohung des
Verzeigten, er werde den Arbeitgeber des Ehemanns «informieren und die Strafanzeige am
Freitag, den 20.09.2019 einreichen wenn das Geld nicht sofort [. . .] überwiesen wird». Zum
einen besteht zwischen der Drohung und der Forderung weder ein personeller noch ein sach-
licher Zusammenhang. Zum anderen droht der Verzeigte nunmehr damit, bereits drei Tage
später Strafanzeige einzureichen, wenn das Geld nicht sofort überwiesen wird. Damit wurde
der Ehemann der Schuldnerin offensichtlich ungebührlich unter Druck gesetzt, Zahlungen zu
leisten. Die Informierung des Arbeitsgebers über (angebliche) finanzielle Probleme des Ar-
beitnehmers kann zu erheblichen Problemen bis hin zum Stellenverlust führen.

2.3. Nur eine halbe Stunde später kündigte der Verzeigte an: «Morgen geht es rund». Faktisch
wurden dadurch B. und A. X. genötigt, eine die angebliche Forderung übersteigende Geld-
summe umgehend zu bezahlen, anderenfalls Zivilklage, Strafanzeige und eine unliebsame
Information des Arbeitgebers drohten. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch
die sehr hohe E-Mail-Kadenz; innert Stunden wurde ein massiver Druck auf die Angehörigen
der Schuldnerin aufgebaut. Die für einen Anwalt indiskutable Sprachwahl («völliger Quatsch»,
«Schulden machen und noch den Mund aufreissen», «Das ist doch eine Sauerei») runden das
Bild ab.

2.4. Gemäss der unbestritten gebliebenen Darstellung des Anzeigeerstatters hat der Verzeigte
schliesslich seine Drohung, mit dem Arbeitgeber von B. X. Kontakt aufzunehmen, wahrgemacht
und diesem telefonisch mitgeteilt, B. X. schulde der Firma F. Geldbeträge. Damit hat der
Verzeigte wiederum den Rahmen des Erlaubten klar überschritten.

3. Zusammenfassend ist festzustellen, dass das aggressive Vorgehen des Verzeigten die
Grenze des Zulässigen deutlich überschreitet. Allein schon die Drohung, er werde den Ar-
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beitgeber des Ehemannes der Schuldnerin für den Fall der nicht sofortigen Bezahlung in-
formieren, muss als nötigend bezeichnet werden, da jeder personelle und sachliche Zusam-
menhang fehlt. Hinzu kommt, dass der Verzeigte in der Folge seine Drohung wahrgemacht
hat. Auch die Drohung einer Strafanzeige wegen Betrugs war völlig unbegründet und damit
unzulässig. Der Verzeigte hat daher gegen Art. 12. lit. a BGFA verstossen.

Aufsichtskommission über die Rechtsanwälte, 2. Juli 2020 (AK 2020 5)

1.3 §§ 29-31 BeurkG

Regeste:
§§ 29-31 BeurkG – Beglaubigung von Unterschriften ; beglaubigt die Urkundsperson
zur Vorbereitung des Beglaubigungsaktes Unterschriften als echt, obwohl diese Unter-
schriften auf dem fraglichen Dokument noch nicht vorliegen, liegt ein Verstoss gegen
eine elementare Pflicht bei der Herstellung einer Beglaubigung vor.

Aus den Erwägungen:

2. Gemäss § 29 Abs. 1 BeurkG sind u.a. die Urkundspersonen zur Beglaubigung von Un-
terschriften, Handzeichen, Kopien usw. zuständig. Bei der Beglaubigung von Unterschriften
überprüft die beglaubigende Person die Identität der unterzeichnenden Person. Sie darf die
Beglaubigung einer Unterschrift nur vornehmen, wenn die Unterschrift in ihrer Gegenwart
vollzogen oder von der unterzeichneten Person in ihrer Gegenwart als echt anerkannt wird
(§ 30 Abs. 1 BeurkG). Die Beglaubigung wird durch einen Vermerk vorgenommen, der von
der beglaubigenden Person unter Angabe von Ort und Datum zu unterzeichnen ist. Der Un-
terschrift ist der Stempel oder das Siegel der beglaubigenden Person beizufügen (§ 31 Abs. 1
BeurkG). Bei der Beglaubigung von Unterschriften sind ferner der Name und der Vorname,
das Geburtsdatum, das Geschlecht, der Heimatort oder die Staatsangehörigkeit der Person,
deren Unterschrift beglaubigt wird, anzugeben (§ 31 Abs. 2 BeurkG). Nebst der Beglaubi-
gung von Unterschriften unter Anwesenden sieht das Beurkundungsgesetz unter gewissen
Voraussetzungen auch die Möglichkeit der Fernbeglaubigung vor. So kann die beglaubigende
Person, wo es die Umstände rechtfertigen, eine von ihr bereits zu einem früheren Zeitpunkt
beglaubigte und bei ihr hinterlegte Unterschrift einer ihr bekannten Person im Abwesen-
heitsverfahren beglaubigen, sofern diese der Fernbeglaubigung im Einzelfall zugestimmt hat
(§ 30 Abs. 2 BeurkG).

Unabhängig davon, ob es sich um eine Beglaubigung unter Anwesenden oder um eine Fern-
beglaubigung handelt, setzt eine gültige Unterschriftsbeglaubigung selbstredend voraus, dass
bei der Unterzeichnung der Beglaubigungserklärung durch die Urkundsperson die Unter-
schrift der unterzeichnenden Person vorliegt. Andernfalls handelt es sich um eine unzulässige
(und nichtige) Vorratsbeglaubigung auf weissem Papier (Brückner, Schweizerisches Beurkun-
dungsrecht, 1993, Rz 3255). Es widerspricht mit anderen Worten fundamental dem Wesen
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der Unterschriftsbeglaubigung, den Beglaubigungsvermerk zu unterzeichnen und mit dem
Amtstempel zu versehen, bevor die zu beglaubigende Unterschrift geleistet worden ist.

2.1 Dies hat der Verzeigte aber in den drei zu beurteilenden Fällen getan. Die Häufung der
zur Anzeige gebrachten Vorgänge und die Stellungnahmen des Verzeigten lassen darauf
schliessen, dass dieser immer in der beschriebenen Weise vorgeht. Es gehört offenkundig
für den Verzeigten zur Vorbereitung des Beglaubigungsaktes, seine Unterschrift und seinen
Amtsstempel bereits anzubringen, bevor die Beurkundungspartei unterzeichnet hat. Hinzu
kommt, dass der Verzeigte das für die Gesellschaft bestimmte Anmeldeformular jeweils vom
betreffenden Organ nicht unterzeichnen lässt. Der Verzeigte scheint darin nichts Unrecht-
es zu erblicken, sondern sieht die Ursache für die Beglaubigung der fehlenden Unterschrift
vielmehr in einer Unachtsamkeit seiner Klienten. So führt er aus, beim Einpacken der Unterla-
gen an das Handelsregister sei offenbar ein nicht unterzeichnetes Anmeldeformular, welches
für die Akten der Gesellschaft bestimmt gewesen sei, beigelegt worden und das unterze-
ichnete Exemplar der Anmeldung für das Handelsregister sei irrtümlich zu den Akten der
Gesellschaft genommen worden [. . .]. Bei dieser Vorgehensweise musste der Verzeigte damit
rechnen, dass die Beglaubigung einer fehlenden Unterschrift in Verkehr gesetzt wird. Dies ist
allein dem Verzeigten anzulasten und er kann sein gesetzeswidriges Verhalten nicht auf seine
Kundschaft abschieben.

2.2 Zusammenfassend ergibt sich, dass der Verzeigte in drei voneinander unabhängigen
Fällen die Unterschriften von Gesellschaftsorganen als echt beglaubigte, obwohl diese Un-
terschriften auf dem fraglichen Dokument gar nicht vorlagen. Er hat damit gegen eine ele-
mentare Pflicht bei der Herstellung einer Beglaubigung verstossen.

Aufsichtskommission über die Rechtsanwälte, 2. Juli 2020 (AK 2020 3); die dagegen er-
hobene Beschwerde wurde vom Obergericht, II. Beschwerdeabteilung, rechtskräftig abgewiesen
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